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RESOLUTIONSANTRAG

der Abgeordneten Dworak und Mag. Riedl

zur Vorlage der Landesregierung betreffend Landesklinikum Gmünd

Waidhofen/Thaya-Zwettl, Standort Gmünd, Sanierung, LT-1150/H-11/5-2016

betreffend Standortbeiträge für die NÖ Fondskrankenanstalten

Im Zuge der Übernahme aller ehemaligen Gemeinde-Krankenanstalten durch das

Land NÖ in den Jahren 2003 bis 2008 wurden in Gesamtpaketen für jede

Krankenanstalt die finanziellen Rahmenbedingungen der Übertragung der

Trägerschaft festgelegt. Dabei hat das Land NÖ die Standortgemeinden in einem

hohen Ausmaß finanziell entlastet. Im Gegenzug zur Übernahme der bisherigen

Trägerbeiträge, zur Übernahme aller Bediensteten und konkreter

Investitionsvorhaben haben sich die Trägergemeinden zur Leistung von jährlichen

Standortbeiträgen verpflichtet. Gleichzeitig hat das Land NÖ für jede Krankenanstalt

eine Standortgarantie abgegeben.

Die Standortgemeinden haben durchaus Vorteile aufgrund des Bestandes der

Krankenhäuser. Diese bestehen vor allem in finanziellen Vorteilen aus

Bevölkerungseffekten, indem eine höhere Anzahl von Einwohnern auch zu höheren

Ertragsanteilen aus dem Finanzausgleich führt, andererseits auch aus

regionalwirtschaftlichen Effekten. Indem die Krankenanstalten wie ein gewöhnliches

Unternehmen Wertschöpfung mit Hilfe von Beschäftigten und anderen

Produktionsfaktoren erbringen, sind direkte Auswirkungen auf Wirtschaftsleistung,

Beschäftigung und Wertschöpfung sowie indirekte Effekte und sekundäre

Kaufkrafteffekte auf die Regionalwirtschaft zu erwarten. Überdies bietet eine

Krankenanstalt Beschäftigungsmöglichkeiten für qualifizierte Arbeitskräfte und trägt

somit zum Aufbau von Humankapital in der bei.
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Eing.: 15.12.2016

zu Ltg.-1150/H-11/5-2016

     -Ausschuss



Die Gefertigten stellen daher folgenden

A n t r a g :

 „Die NÖ Landesregierung wird aufgefordert, bis 30. April 2017 die finanziellen und

rechtlichen Rahmenbedingungen dieser Standortbeiträge zu evaluieren und

diesbezüglich Gespräche mit den Gemeindevertreterverbänden und dem

Städtebund über die Verteilung der Standortbeiträge zu führen.“


